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Haußmann und Fischer: Landesregierung darf den Ländlichen Raum durch
die Reform des ärztlichen Bereitschaftsdienstes nicht benachteiligen

Wir brauchen belastbare Analysen gerade für den ländlichen Raum.

Es wird aktuell gemeldet, dass die geplante Schließung weiterer Notfallpraxen nun auch innerhalb der
Landesregierung massive Kritik auslöst: So meint Verbraucherschutzminister Hauk, dass nach der
Krankenhausreform der Ländliche Raum nun einmal mehr massiv bei der medizinischen Versorgung
benachteiligt würde. Dazu sagt der gesundheitspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Jochen
Haußmann:

 

„Sollten die Notfallpraxen wegfallen, besteht das Risiko, dass die Patientenzahlen in den Notaufnahmen
weiter steigen und unter Umständen nicht mehr zu bewältigen sind. Das würde zu Situationen führen, die
für alle Beteiligten nicht tragbar wären. Wir brauchen deshalb belastbare Analysen gerade für den
ländlichen Raum, wie sich die Reform des ärztlichen Bereitschaftsdienstes auf die Patientinnen und
Patienten auswirkt. Im Übrigen fordere ich Bundesarbeitsminister Heil auf, den ärztlichen
Bereitschaftsdienst analog zum notärztlichen Rettungsdienst von der Sozialversicherungspflicht zu
befreien.“

 

Rudi Fischer, Sprecher für Ländlichen Raum der FDP/DVP-Fraktion, fügt hinzu:

 

„Der Ländliche Raum darf durch die Reform keinesfalls weiter abgehängt werden. Die Landesregierung
vernachlässigt diesen aber seit Jahren. Das sehen wir in der schleppenden Digitalisierung, einem
löchrigen Öffentlichen Nahverkehr und eben auch in der medizinischen Versorgung. Das Ziel der
Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen im Ländlichen Raum gegenüber den Ballungszentren, das sich
Grün-Schwarz auf die Fahnen schreibt, rückt immer weiter in die Ferne. Diese Regionen sind viel mehr
als eine Ausgleichsfläche für Naturschutz. Sie sind Regionen mit enormer Bedeutung als Wohn- und
Wirtschaftsstandort und das Rückgrat Baden-Württembergs. Damit das so bleibt, muss der Ländliche
Raum endlich wieder ins Blickfeld der Landespolitik rücken.“


